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H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Öffentliche Bekanntmachung
zur grenzüberschreitenden Konsultation

des Strukturleitbildes für den Untergrund (NL)

Bek. d. ML v. 22. 11. 2016 — 303-20129/16-7 —

Das Niederländische Ministerium für Infrastruktur und
Umwelt informiert über die Veröffentlichung des Entwurfs
des Strukturleitbildes für den Untergrund und über die Möglich-
keiten, bis zum 2. 1. 2017 eine Stellungnahme abzugeben, digital
unter www.platformparticipatie.nl oder per Post an Ministerie
van Infrastructuur en Milieu, Postbus 30316, 2500 GH Den Haag.

Die Unterlagen können eingesehen werden unter www.
platformparticipatie.nl.

Eine Kurzinformation sowie eine Zusammenfassung des
Entwurfs des Strukturleitbildes für den Untergrund sowie
eine Zusammenfassung der Plan-Umweltprüfung zum Ent-
wurf des Strukturleitbildes für den Untergrund in deutscher
Sprache finden Sie unter

www.ml.niedersachsen.de/themen/raumordnung&
landesplanung/grenzueberschreitende_raumentwicklung.

— Nds. MBl. Nr. 46/2016 S. 1173

I. Justizministerium

Durchführung der Ausbildung in der dritten Pflichtstation
des juristischen Vorbereitungsdienstes 

Gem. RdErl. d. MJ u. d. MI v. 15. 11. 2016
— 2220-106.730 —

— VORIS 31210 —

Bezug: Gem. RdErl. v. 11. 5. 2011 (Nds. MBl. S. 360)
— VORIS 31210 —

Nummer 5 des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 12.
2016 wie folgt geändert:

Das Datum „31. 12. 2016“ wird durch das Datum „31. 12. 2018“
ersetzt.

An die
Oberlandesgerichte

Nachrichtlich:
An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und großen selbständigen
Städte und Gemeinden sowie sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts

— Nds. MBl. Nr. 46/2016 S. 1173

K. Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz

Richtlinie über die Gewährug von Zuwendungen
zur Förderung von Vorhaben

in Übergangs- und Küstengewässern
(RL Übergangs- und Küstengewässer — ÜKW)

RdErl. d. MU v. 7. 12. 2016 — R24-62629/410-0003 —

— VORIS 28200 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Niedersachsen gewährt, ggf. unter finanzieller
Beteiligung der EU, nach Maßgabe dieser Richtlinie und der
VV/VV-Gk zu § 44 LHO sowie auf der Grundlage der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 17. 12. 2013 über die Förderung der ländlichen
Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. EU
Nr. L 347 S. 487; 2016 Nr. L 130 S. 1), zuletzt geändert durch
Delegierte Verordnung (EU) 2016/142 der Kommission vom
2. 12. 2015 (ABl. EU 2016 Nr. L 28 S. 8), Zuwendungen für
Maßnahmen in Übergangs- und Küstengewässern i. S. der
Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 23. 10. 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrah-
mens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik (ABl. EG Nr. L 327 S. 1), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2013/64/EU des Rates vom 17. 12. 2013 (ABl. EU
Nr. L 353 S. 8) (EG-Wasserrahmenrichtlinie — im Folgenden:
EG-WRRL —) und i. S. der Richtlinie 2008/56/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Meeresumwelt vom 17. 6. 2008 (ABl. EU Nr. L 164 S. 19) (Mee-
resstrategie-Rahmenrichtlinie — im Folgenden: EG-MSRL —).

Zweck der Zuwendungen ist die Verbesserung des Umwelt-
zustandes in den Übergangs- und Küstengewässern, der insbe-
sondere durch diffuse Belastungen aus der Landwirtschaft und
durch Anforderungen der Schifffahrt gefährdet wird. Hiermit
sollen insbesondere die Zielerreichungen der EG-WRRL und
der EG-MSRL sichergestellt werden. Gleichzeitig sollen die
nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums gestärkt und
das natürliche Erbe erhalten werden.

1.2 Die Förderung von Vorhaben nach dieser Richtlinie er-
folgt innerhalb der Gebietskulisse Übergangs- und Küstenge-
wässer. Gebietskulisse dieser Richtlinie sind Übergangs- und
Küstengewässer gemäß Artikel 2 Nrn. 6 und 7 EG-WRRL sowie
die Meeresregionen nach Artikel 4 EG-MSRL innerhalb Nie-
dersachsens. Unmittelbar benachbarte Bereiche fallen eben-
falls in die Gebietskulisse, wenn dort geplante Maßnahmen
für den ökologischen Zustand der Übergangs- und Küstenge-
wässer von erheblicher Bedeutung sind. Im Fall einer Beteili-
gung des ELER bezieht sich die Gebietskulisse nur auf das
ländliche Gebiet i. S. des Programms zur Förderung der Ent-
wicklung im ländlichen Raum Niedersachsen und Bremen
2014—2020 (PFEIL).

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen für das gesamte Landesge-
biet, also für das Programmgebiet der Regionenkategorie „Über-
gangsregion“ (ÜR) sowie für das aus dem übrigen Landesge-
biet bestehende Programmgebiet der Regionenkategorie „stärker
entwickelte Region“ (SER).

1.4 Ein Anspruch der Antragsteller auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die zuständige
Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden die nachfolgend genannten Vorhaben, so-
weit sie i. S. des Zuwendungszwecks der Wiederherstellung
eines guten ökologischen Zustandes im Bereich der Über-
gangs- und Küstengewässer dienen. Die Vorhaben sind zu-
nächst auf den Bereich der Ems zu konzentrieren und sollen
auf andere Flussmündungsgebiete übertragbar sein.
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2.1 Folgende Vorhaben werden gefördert:

2.1.1 Investitionen zur Herstellung von natürlichen Habita-
ten in Übergangs- und Küstengewässern, insbesondere
Seegrasregeneration sowie der Durchgängigkeit,

2.1.2 Investitionen zur Wiederherstellung einer natürlichen
Tidedynamik (z. B. Herstellung von Tidepoldern),

2.1.3 Vorhaben zur Verringerung des Nährstoffeintrags in
die Küstengewässer,

2.1.4 Investitionen zur Wiederherstellung einer natürlichen
Sedimentdynamik der Übergangsgewässer,

2.1.5 sonstige, i. S. des Zuwendungszwecks erforderliche
Ausgaben, die im sachlichen und unmittelbaren Zu-
sammenhang mit den Vorhaben nach den Nummern
2.1.1 bis 2.1.4 stehen, wie:

a) Planungen (Machbarkeitsstudien, Variantenunter-
suchungen, Genehmigungs- und Ausführungspla-
nungen),

b) konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen,

c) begleitende und nachfolgende Kontrolluntersuchun-
gen einschließlich begleitender Qualitätssicherungs-
vorhaben,

d) Zweckforschungen (Langzeitbeobachtungen, Funk-
tionskontrollen) und Einzelfalluntersuchungen (Da-
tenerhebungen, Beweissicherungen),

e) Erwerb von Grundstücken sowie Entschädigungs-
oder Ablösezahlungen an Eigentümerinnen und Ei-
gentümer und Inhaberinnen und Inhaber bestehen-
der Rechte,

f) Erwerb neuer Maschinen, Geräte und Anlagen,

g) Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit und Fortbil-
dung, insbesondere Modell- und Pilotprojekte zur
Entwicklung und Anwendung von gewässerscho-
nenden Landbewirtschaftungssystemen. 

2.2 Nicht gefördert werden Vorhaben, zu denen eine rechtli-
che Verpflichtung besteht (z. B. verbindlich festgesetzte Kom-
pensationsmaßnahmen).

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind

— Gebietskörperschaften und Körperschaften des öffentlichen
Rechts,

— juristische Personen, die wasserwirtschaftliche oder sons-
tige diesbezüglich umweltrelevante Aufgaben wahrneh-
men.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die Anforderungen der Wasserwirtschaft, des Umwelt-
schutzes sowie von Naturschutz und Landschaftspflege sind
zu berücksichtigen. Dabei sind die Grundsätze einer nachhal-
tigen Wasserwirtschaft, insbesondere gewässerökologischer Ziele,
entsprechend den Vorgaben gemäß den §§ 45 h, 82 („Maßnah-
menprogramm“) und § 83 WHG („Bewirtschaftungsplan“) zu
beachten.

4.2 Das Vorhaben muss der Verbesserung der ökologischen
Qualitätskomponenten oder der Verbesserung des chemischen
Zustandes nach der EG-WRRL dienen.

4.3 Das Vorhaben wird in Niedersachsen umgesetzt.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Art der Zuwendung

Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in
Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung gewährt.

5.2 Höhe der Zuwendung

5.2.1 Die Zuwendung beträgt bei einer Förderung aus

— Landesmitteln bis zu 90 % bei einem Eigenanteil von min-
destens 10 %,

— ELER- und Landesmitteln 90 % bei einem Eigenanteil von
10 %

der zuwendungsfähigen Ausgaben einschließlich der gültigen
Umsatzsteuer, sofern die Umsatzsteuer nicht im Rahmen ei-
ner Vorsteuerabzugsberechtigung aufgrund des geltenden
Rechts rückerstattet wird (Artikel 69 Abs. 3 Buchst. c der Ver-
ordnung [EU] Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 17. 12. 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den
Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischerei-
fonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Euro-
päischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres-
und Fischereifonds [ABl. EU Nr. L 347 S. 320; 2016 Nr. L 200
S. 140], geändert durch Verordnung [EU] 2015/1839 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 14. 10. 2015 [ABl. EU
Nr. L 270 S. 1]).

Zuwendungsfähig sind Ausgaben, die bei sparsamer und
wirtschaftlicher Ausführung unmittelbar notwendig sind, um
den Zweck des Vorhabens zu erreichen.

5.2.2 Bei Vorhaben, die mit ELER-Mitteln gefördert werden,
beträgt die Höhe des ELER-Anteils in der ÜR 63 % und in der
SER 53 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. Bei der Ermitt-
lung des ELER-Anteils sind ausschließlich die öffentlichen
oder gleichgestellten zuschussfähigen Ausgaben anzusetzen
(nationale, regionale oder lokale und gemeinschaftliche Aus-
gaben der öffentlichen Hand oder Einrichtungen des öffentli-
chen Rechts; hierzu gehören Mittel von Bund, Land und Kom-
munen sowie Mittel von z. B. Verbänden und Stiftungen, so-
weit diese der öffentlichen Aufsicht unterstehen).

5.3 Erwerb von Grundstücken

Bei einer Förderung des Erwerbs von Grundstücken mit
ELER-Mitteln sind die Regeln des Artikels 69 Abs. 3 Buchst. b
der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 zu beachten. Grunder-
werb als alleiniger Bestandteil eines Projekts ist bei einer För-
derung mit ELER-Mitteln nicht zulässig.

5.4 Drittmittel

Für den Fall, dass Drittmittel aus nicht öffentlich-rechtli-
chen Quellen in die Finanzierung eingebracht werden, ist der
ELER-Anteil der Förderung nach Nummer 5.2.2 ausschließ-
lich auf die Höhe der öffentlichen Ausgaben zu beziehen. Finan-
zielle Beteiligungen Dritter, auch in Form von Finanzmitteln
aus Ersatzgeldzahlungen, können den Eigenanteil der Begüns-
tigten ergänzen oder ersetzen. Sofern hierbei eine Verpflich-
tung zur Durchführung von Vorhaben nach anderen Vor-
schriften zu beachten ist, z. B. solche zur Kompensation von
Eingriffen in Natur und Landschaft, ist für diese eine Förde-
rung ausgeschlossen und es ist daher eine klare Abgrenzung
von den Vorhaben vorzunehmen, für die die Zuwendung be-
antragt wird.

5.5 Vollfinanzierung, besonderes Landesinteresse

5.5.1 Vorhaben in Trägerschaft des Landes Niedersachsen
werden als Vollfinanzierung durchgeführt.

5.5.2 Eine Zuwendung an andere Vorhabenträger, nicht je-
doch an Kommunen und Zusammenschlüsse von Kommunen,
kann abweichend von Nummer 5.2.1 im besonders begründe-
ten Einzelfall nach vorheriger Zustimmung des MU und unter
den Voraussetzungen der VV Nr. 2.4 zu § 44 LHO bis zu 100 %
betragen, wenn ein übergeordnetes Landesinteresse vorliegt.

5.6 Sachleistungen

Sachleistungen der Zuwendungsempfänger (dazu zählen
Kosten für eigene Geräte, eigenes Personal, eigenes Material
o. Ä.), für die keine durch Rechnungen oder gleichwertige Be-
lege nachgewiesene Zahlung erfolgt ist, können jeweils bis zur
Höhe von 80 % der entsprechenden Ausgaben, die bei Fremd-
vergabe an ein Unternehmen anfallen würden, in Ansatz ge-
bracht werden. Zu den Sachleistungen nach Satz 1 sind nur
solche Leistungen zu zählen, die unmittelbar der Durchfüh-
rung des geförderten Projekts zuzurechnen sind, nicht jedoch
Ausgaben im Zusammenhang mit dem Zuwendungsverfah-
ren.
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Die Sachleistungen können den Eigenanteil nach Nummer
5.2.1 ergänzen oder ersetzen.

Bei einer Förderung ausschließlich aus Landesmitteln, also
ohne Beteiligung des ELER, dürfen bis zu 50 % der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben in Form von Sachleistungen erbracht
werden. Bei der Anrechnung von Sachleistungen ist mindes-
tens die Hälfte der diesbezüglichen Kosten als Eigenanteil ein-
zubringen. Die Regelung zur Mindesthöhe des Eigenanteils
(Nummer 5.2.1) ist dabei in jedem Fall zu beachten. Der übri-
ge Teil der anerkannten Sachleistungen wird als Zuwendung
gewährt. Soweit sich der Eigenanteil über die 10 % aus der
Mindestregelung erhöht, verringert sich der Zuschuss aus öf-
fentlichen Mitteln entsprechend.

Bei einer Förderung unter Beteiligung des ELER sind Sach-
leistungen, die den Wert des Eigenanteils übersteigen, nicht
förderfähig.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Abzüge bei Förderung mit ELER-Mitteln

Verstöße gegen Auflagen und Bedingungen können mit Ab-
zügen von der Förderung geahndet werden. Für die Berech-
nung der Sanktionen finden bei Vorhaben, die mit ELER-
Mitteln finanziert werden, die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. 12. 2013
über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsys-
tem der Gemeinsamen Agrarpolitik (ABl. EU Nr. L 347 S. 549;
2016 Nr. L 130 S. 9), zuletzt geändert durch Verordnung (EU)
2016/791 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. 5. 2016 (ABl. EU Nr. L 135 S. 1), sowie das dazu ergangene
Folgerecht Anwendung. Weitere Einzelheiten zu den Berech-
nungen und zu deren Abstufungen und Kategorien finden
sich in den Dienstanweisungen der EU-Zahlstelle.

6.2 Hinweis auf Landes- und ELER-Förderung

Bei den geförderten Vorhaben ist nach Maßgabe des Zu-
wendungsbescheides auf die Förderung durch das Land Nie-
dersachsen und die EU ausdrücklich und gut sichtbar unter
Berücksichtigung der Vorgaben zur Publizitäts- und Informa-
tionspflicht hinzuweisen (Anhang III der Durchführungsver-
ordnung [EU] Nr. 808/2014 der Kommission vom 17. 7. 2014
mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung [EU] Nr. 1305/
2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über die
Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raums [ELER] [ABl. EU Nr. L 227 S. 18]).

6.3 Zweckbindungsfristen

Die geförderten

— Grundstücke, Bauten und baulichen Anlagen müssen in-
nerhalb eines Zeitraums von mindestens 25 Jahren,

— technischen Einrichtungen, Maschinen und Geräte müs-
sen innerhalb eines Zeitraums von mindestens 10 Jahren

dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet werden; in-
nerhalb dieser Fristen dürfen sie weder veräußert noch
zweckwidrig verwendet werden.

Die in Absatz 1 genannten Fristen beginnen jeweils mit dem
1. Januar des auf die Schlusszahlung der Zuwendung folgen-
den Jahres.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Allgemeine Verfahrensvorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Rücknahme oder den
Widerruf des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung
der gewährten Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO,
soweit Abweichungen nicht in dieser Richtlinie oder — so-

weit EU-Mittel nach der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 in
Anspruch genommen werden — in dem unmittelbar gelten-
den Unionsrecht getroffen oder in den Dienstanweisungen der
EU-Zahlstelle in der jeweils geltenden Fassung zugelassen
worden sind.

7.2 Bewilligungsbehörde

Bewilligungsbehörde ist der NLWKN. Der NLWKN nimmt
in einer anderen Organisationseinheit auch die Aufgaben der
fachlich zuständigen technischen staatlichen Dienststelle wahr.

7.3 Antrag auf Zuwendung

Zuwendungsanträge sind unter Verwendung des amtlichen
Vordrucks an den NLWKN zu richten. Informationen und amt-
liche Vordrucke sind unter der Internetadresse www.nlwkn.
niedersachsen.de erhältlich. Dem Antrag auf Zuwendung
muss u. a. eine Erläuterung des Vorhabens beigefügt sein, die
Angaben enthält über den Zustand der Umwelt bei Antrag-
stellung und eine Abschätzung der durch die vorgesehenen
Vorhaben zu erwartenden Auswirkungen auf die wasserwirt-
schaftlichen, naturschutzfachlichen, landwirtschaftlichen und
ggf. sonstigen Belange.

7.4 Untersuchungen

Soweit dies für die ordnungsgemäße Antragstellung nach
Nummer 7.3 erforderlich ist, sind Gutachten, vergleichende
Untersuchungen über die angestrebten Auswirkungen sowie
Bewirtschaftungspläne o. Ä. ergänzend heranzuziehen.

7.5 Mittelzuweisung bei Trägerschaft des Landes

Bei Vorhaben in Trägerschaft des Landes tritt die Mittelzu-
weisung an die Stelle des Zuwendungsbescheides. Alle im
Rahmen dieser Richtlinie getroffenen Regelungen werden da-
bei entsprechend angewendet.

7.6 Ergänzende Anweisungen bei aus ELER-Mitteln mitfinan-
zierten Vorhaben

7.6.1 Die Projektauswahl erfolgt nach differenzierten Pro-
jektauswahlkriterien, die sich aus der Anlage ergeben.

7.6.2 Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht eher
ausgezahlt werden, als die zuwendungsfähigen Ausgaben und
Sachleistungen von den Zuwendungsempfängern getätigt oder
erbracht, zahlenmäßig nachgewiesen und von der Bewilli-
gungsbehörde geprüft sind (Ausgabenerstattungsprinzip). Die
Auszahlung der Fördermittel an die Zuwendungsempfänger
sowie die Abrechnung gegenüber dem ELER erfolgt durch die
EU-Zahlstelle.

7.6.3 Die Bewilligungsbehörde überprüft, ob die nach Maß-
gabe des Unionsrechts zusätzlichen Voraussetzungen für eine
Auszahlung der Zuwendung vorliegen und die Auflagen er-
füllt werden. Über die Kontrollen sind Niederschriften anzu-
fertigen.

7.6.4 Nach Titel VII der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013
werden die Fördermaßnahmen wirksam begleitet und bewer-
tet. Die Zuwendungsempfänger sind zu verpflichten, entspre-
chend einer Anforderung alle erforderlichen Informationen zu
übermitteln, die eine Begleitung und eine Bewertung des Pro-
gramms, insbesondere hinsichtlich der Verwirklichung spezi-
fizierter Ziele und Prioritäten, ermöglichen (Artikel 71 der
Verordnung [EU] Nr. 1305/2013).

8. Schlussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt am 7. 12. 2016 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2023 außer Kraft.

An die
Dienststellen der Wasserwirtschafts- und Naturschutzverwaltung
Gebietskörperschaften, Körperschaften des öffentlichen Rechts
Träger von Vorhaben der Wasserwirtschaft und des Naturschutzes
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Anlage

ELER-Förderperiode 2014—2020 (PFEIL),
Maßnahme Code 7.6*), Artikel 20 Abs. 1 Buchst. f der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013

— Auswahlkriterien —

Fachliche Kriterien (maximal 33 Punkte)

*) Studien und Investitionen für Erhaltung, Wiederherstellung und Verbesserung des kulturellen und natürlichen Erbes von Dörfern, ländlichen
Landschaften und Gebieten mit hohem Naturwert einschließlich der damit verbundenen sozioökonomischen Aspekte und Vorhabe der Umwelt-
bildung.

Antragstellerin/Antragsteller:

Bezeichnung des Vorhabens:

Eingangsnummer/Listennummer:

Grundsätzliche Kriterien Bewertung Punkte

I. 1

Das Vorhaben liegt im Ems Ästuar (besondere Förderung der Ems) 8 Punkte

I. 2

Kosten-/Nutzen-Relation in Bezug auf Zielerreichung von EG-WRRL, EG-MSRL, Masterplan Ems 
oder Nitratrichtlinie
hoch
mittel
gering
(wegen überlappender Ziele hier integrierende Betrachtung, kurze Begründung zur Punktevergabe)

4 Punkte
2 Punkte
0 Punkte

I. 3

Wesentlicher Beitrag zur (je 2 Punkte)

(pro Unterpunkt können maximal 2 Punkte, wegen der teilweisen Überlappung der Kriterien
insgesamt aber maximal nur 6 Punkte vergeben werden)
V Wiederherstellung einer natürlichen Tidedynamik
V Bekämpfung der Eutrophierung der Küstengewässer
V Wiederherstellung einer natürliche Sedimentdynamik der Übergangsgewässer
V (Wieder-)Herstellung von natürlichen Habitaten in Übergangs- und Küstengewässern

maximal
6 Punkte

Zusätzliche Kriterien

II. 1

Nachhaltigkeit der Maßnahme (je Aspekt maximal 3 Punkte)
V Aspekt 1: im Sinne des Drei-Säulen-Modells sollten bei der erforderlichen Stärkung der Säule 

Ökologie durch die Maßnahme die beiden anderen Säulen aus ökonomischen und sozialen 
Nachhaltigkeit nicht negativ sondern im Idealfall positiv beeinflusst werden (hoch 3, mittel 2, 
gering 1, nicht vorhanden 0 Punkte)

V Aspekt 2: hier sollte die Aussicht auf einen dauerhaften Erfolg der Maßnahme bewertet werden 
(hoch 3, mittel 2, gering 1, nicht vorhanden bzw. kann nicht eingeschätzt werden 0 Punkte)

maximal
6 Punkte

II. 2

Wesentliche Synergien mit den bestehenden Maßnahmen zur Erreichung der Ziele von

V EG-WRRL,
V EG-MSRL,
V Masterplan Ems oder
V Nitratrichtlinie
(je Kriterium 1 Punkt, kurze Begründung notwendig)

maximal
4 Punkte

II. 3

Das Vorhaben ist von außerordentlicher fachlicher Bedeutung, wegen

V Pilot-(Vorbildcharakter) der Maßnahme,
V der Innovation, die mit der Maßnahme verbunden ist,
V sonstiger Merkmale der Maßnahme
(eine außerordentliche fachliche Bedeutung kann verbunden sein mit Synergien aus II. 2, 
muss aber aufgrund des Vorbildcharakters der Maßnahme, seiner Innovation oder weiterer unter II 
nicht genannter Merkmale bedeutsam sein. Unter Innovation wird die Einführung von Verfahren 
oder Managementprozessen verstanden, die entweder grundsätzlich neuartig sind oder für die
die Einführung in die Wasserwirtschaft von Übergangs- und Küstengewässern neuartig sind.
Für die ersten beiden Anstriche ist eine kurze für die außerordentlich Bedeutung von sonstigen 
Merkmalen eine ausführliche Begründung notwendig)

maximal
5 Punkte 

Punktzahl grundsätzlicher einschließlich zusätzlicher Kriterien maximal erreicht

Mindestpunktzahl 17 Punkte 33 Punkte
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